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Weltordnungen und Frieden: 
Einführung

Eine Dekade nach Beginn des 21. Jahr-
hunderts stellt sich die Ordnung der 
Welt fragmentiert dar. Es scheint an-
gemessen, im Plural von Weltordnungen 
zu sprechen. Sie folgen sehr unterschied-
lichen Strukturprinzipien und Logiken 
– je nachdem, auf welche Ländergruppe 
und welches Politikfeld sich der Blick 
richtet. Die Beiträge im Kapitel Weltord-

nungen und Frieden re$ektieren diese 
Vielfalt und entwickeln Vorschläge, wie 
trotz Fragmentierung und eines raschen 
Wandels von Machtverhältnissen eine 
kooperative Steuerung und institutio-
nalisierte Kon$iktregulierung möglich 
bleiben. Zugleich zeigt eine Rückschau 
auf die letzten Jahrzehnte, dass die Ana-
lyse von Weltordnungen und die Suche 
nach tragfähigen Governance-Mustern 
von einer erstaunlich geringen Halb-
wertszeit geprägt waren.

Zwar gibt es seit der in den 1980er 
Jahren gestarteten neuen Globalisie-

rungswelle einige grundlegende Trends, 
die alle Weltregionen betre*en, so etwa 
die Integration von Güter-, Dienstleis-
tungs- und Finanzmärkten, die deutlich 
erhöhte transnationale Mobilität von 
Menschen, Waren und Technologien 
sowie die globale Verbreitung von 
Konsummustern. Zudem sind die 
gemeinsamen Überlebensinteressen 
der Menschheit, trotz unterschiedlicher 
Risikoverteilungen, etwa durch den Kli-
mawandel oder die nukleare Bedrohung 
gefährdet. Allerdings gibt es die »Eine 
Welt« im Sinne geteilter Wertemuster 
und allgemein akzeptierter Prinzipien 
und Normen für die Bewältigung 
globaler Herausforderungen erst in 
rudimentären Ansätzen. Trotz globaler 
Kommunikation, transnationaler Mi-
gration, Technologietransfers und der 
Proliferation westlicher Konsummuster 
bleiben sich die Welten auch weiterhin 
fremd.

Großmächte, Regionalmächte, Peripherie:  

Aktuelle sicherheitspolitische Herausforderungen  

in historischer Perspektive

Die Handlungsprioritäten in der nach 
wie vor hierarchisch geordneten Welt 
di*erieren deutlich: Während Groß-
mächte und regionale Aspiranten um 
Macht und Ein$uss konkurrieren, 
suchen mittlere Mächte nach an-
gemessenen Partizipationschancen 
sowie nach Nischen und Kooperations-

räumen, in denen sie die Wohlfahrt 
ihrer Bevölkerungen maximieren und 
Sicherheit garantieren können. Eliten 
in peripheren Staaten folgen wieder-
um widersprüchlichen und o/mals 
unvereinbaren Handlungszielen: Sie 
versuchen, über die persönliche Aneig-
nung u. a. von Renteneinnahmen die 
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Wohlfahrtschancen der globalisierten 
Welt für sich zu nutzen. Zugleich stehen 
sie unter internem wie äußerem Druck, 
ihren Bevölkerungen Mindeststandards 
an menschlicher Sicherheit und Ent-
wicklung sowie Zugangschancen zu den 
Verheißungen der globalisierten Welt zu 
garantieren.

Anlass zur Sorge bereitet, dass nach 
einer Dekade der Abrüstung in den 
1990er Jahren in sämtlichen Weltregio-
nen nennenswerte Aufrüstungspro-
zesse stattgefunden haben, wie Herbert 
Wulf in seinem Beitrag deutlich macht. 
Dabei ist trotz der nach wie vor klaren 
Dominanz der USA der relative An-
stieg in China und Russland besonders 
drastisch. Hier nahmen zwischen 1999 
und 2008 die Militärausgaben um 194 % 
bzw. 173 % zu. Indien lag mit 44 % un-
gefähr im weltweiten Schnitt (SIPRI 
2009, S. 180). Neben entsprechenden 
wirtscha/lichen Zuwächsen spiegeln die 
Aufrüstungstendenzen Misstrauen und 
Unsicherheit auf globaler und regionaler 
Ebene wider. Im Verhältnis der USA zu 
Russland ist dies durch die anhaltende 
Krise der Rüstungskontrolle unmittel-
bar evident. Aber auch im Nahen Osten 
sowie in Lateinamerika 6nden Aufrüs-
tungsprozesse statt. So bauten in jüngs-
ter Zeit Brasilien und Venezuela ihre 
militärischen Kapazitäten systematisch 
aus, obwohl der Kontinent seit nunmehr 
zwei Jahrzehnten von kriegerischen 
Kon$ikten weitgehend verschont blieb 
und auch eine äußere Bedrohung nicht 
erkennbar ist. Allein die EU koppelte 
sich weitgehend vom Aufrüstungstrend 
ab und verzeichnete zwischen 1999 und 
2008 nur eine Steigerung von 13 %. Den-
noch hielt sie im Jahr 2008 mit 20,8 % 
der Weltmilitärausgaben mit deutlichem 
Abstand zu Russland und China die 
zweite Position hinter den USA (41,5 %).

Großmächte und ihre Herausforderer 

im Zentrum sicherheitspolitischer 

Forschung

Der Blick auf Groß- und Supermächte 
sowie ihre möglichen Herausforderer 
prägt seit Jahrzehnten die sicherheits-
politische Forschung im Feld der Inter-
nationalen Beziehungen. Sie konzen-
trierte sich in der Zeit der Bipolarität des 
Ost-West-Kon$ikts bis in die 1980er Jah-
re hinein auf die militärischen Abschre-
ckungspotenziale der beiden Super-
mächte. Das Au7ommen neuer Mächte 
jenseits der Bipolarität wurde primär 
entwicklungsökonomisch unter der Ru-
brik der »Schwellenländer« diskutiert, 
und kriegerische Kon$ikte wurden mit-
unter als »›Süddimension‹ des Ost-West-
Kon$ikts« (Hamann 1986) interpretiert.

Erst zum Ende der 1970er und zu 
Beginn der 1980er Jahre gewannen 
politökonomische Analysen der Welt-
ordnung wieder stärker an Bedeutung. 
Neben der bipolaren, ideologisch 
geprägten Systemkonfrontation wurden 
die weltpolitischen Krä/ekonstellationen 
unter der Perspektive einer Triade 
interpretiert, bei der sich Nordamerika, 
Westeuropa sowie das industrialisierte 
Ostasien gegenüberstanden (Gill 1990). 
Besondere Aufmerksamkeit erhielt der 
Bedeutungszuwachs der Bundesrepublik 
Deutschland und Japans seit Ende des 
2. Weltkriegs – Veränderungen, die mit 
dem Modell des »Handelsstaates« (Rose-
crance 1986) oder auch mit dem Begri* 
der klug agierenden »Zivilmacht« (Maull 
1990) erfasst wurden.
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lateralen Ansätzen und dem zeitweisen 
Zurückfallen auf unilaterale Hand-
lungsmuster geprägt, die insbesondere 
auch vom republikanisch dominierten 
US-Kongress eingefordert wurden. 
Begleitet wurde diese Phase durch eine 
wirtscha/liche Blütezeit in den USA und 
einen Abbau der Staatsverschuldung, 
wie er in den 1980er Jahren kaum für 
möglich gehalten worden war.

Mit der Regierungsübernahme durch 
die Bush-Administration 2001 wandelte 
sich das US-amerikanische Verständnis 
von Weltordnung wieder grundlegend. 
Die unilaterale, mitunter gar durch eine 
missionarische Rhetorik unterlegte Ge-
staltung globaler Beziehungen  rückte 
in den Vordergrund. Der Rekurs auf 
die harte Währung militärischer Macht 
wurde dabei angesichts der Schockwir-
kung nach den Terroranschlägen des 
11. 9. 2001 zunächst keinem eingehenden 
Diskurs unterworfen. Weltökonomische 
Ordnungskonzepte blieben Mangelwa-
re angesichts der Konzentration auf das 
Militärische. Es bleibt abzuwarten, ob 
die Regierung unter Barack Obama den 
überschwänglichen Erwartungen ge-
recht werden kann und tatsächlich wie-
der verstärkt auf eine durch so! power 
(kulturelle und kommunikative Über-
zeugungskra/) geprägte Gestaltung der 
globalen Ordnung setzt.

Chinas Aufstieg zur werdenden 

Supermacht

Wie Franz Nuscheler und Dirk Messner 
in ihrem Beitrag herausarbeiten, hatte 
sich das »pazi6sche Jahrhundert« bereits 
in den 1980er Jahren durch das East 

Asian Miracle angedeutet, das mit den 
Erfolgen der Tigerstaaten einsetzte und 
sich dann auf größere Nationen aus-

Die USA – ein Welthegemon  

zwischen Unilateralismus und 

Multilateralismus

Im Nachhinein mutet erstaunlich an, 
dass die akademischen Debatten der 
1980er Jahre die USA als Großmacht 
im Niedergang betrachteten (Kennedy 
1987). Anhand politökonomischer 
Indikatoren wurden die nachlassende 
Wettbewerbsfähigkeit, das überzogene 
Militärbudget sowie eine horrende 
Staatsverschuldung als schlechtes Omen 
für die Zukun/ US-amerikanischer Vor-
herrscha/ beschworen. Einigermaßen 
überraschend für die Anhänger der 
decline-8eorie war dann der welt-
politische Umbruch 1989/90, bei dem 
nicht der Welthegemon, sondern seine 
bereits seit einem Jahrzehnt zunehmend 
geschwächte Herausforderin, die Sowjet-
union, in Au$ösung be6ndlich war.

Plötzlich hatten wieder diejenigen 
Deutungshoheit zurückgewonnen, die 
einen unipolar moment (Krauthammer 
1991) kommen sahen und die USA als 
einzig verbliebene, ja gar als lonely su-

perpower (Huntington 1999) bezeich-
neten (Nuscheler 2001). Freilich wurde 
der relative Machtgewinn in den 1990er 
Jahren nicht allzu demonstrativ aus-
gespielt: Die unter liberalen Vorzeichen 
stehende US-Administration Bill Clin-
tons nutzte zwar die Gelegenheit eines 
geschwächten Russland, um die NATO 
nach Osten hin zu erweitern. Auch war 
die US-Regierung während der Balkan-
Kriege bereit, eine an eigenen Interessen 
orientierte Stabilisierungspolitik unter 
Vernachlässigung russischer wie auch 
chinesischer Einwände, im Falle Koso-
vos sogar unter ihrer Missachtung, zu 
verfolgen.

Zugleich war das Jahrzehnt aber eher 
durch ein Schwanken zwischen multi-
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weitete. Besonders eindrucksvoll verlief 
dabei der Aufstieg der VR China zur 
Exportnation – ein Land, das 1993 noch 
2,5 % und 2007 bereits 8,9 % der weltwei-
ten Ausfuhren stellte (WTO 2009, S. 10). 
Die Nachhaltigkeit dieser Entwicklung 
wird unterstrichen durch die steigenden 
ausländischen Direktinvestitionen. Diese 
konnte das asiatische Land von 2,5 Mrd. 
US-$ im Jahr 2002 auf 22,5 Mrd. US-$ 
im Jahr 2007 nahezu verzehnfachen 
(UNCTAD 2008, S. 2). Es könnte sein, 
dass China in 15 bis 20 Jahren über eine 
ähnliche Wirtscha/smacht wie die USA 
verfügt. Beim indischen Aufstieg wird 
dagegen von einem deutlich längeren 
Zeitraum ausgegangen (Goldman Sachs 
2007).

Wirtscha/smacht übersetzt sich 
jedoch nicht automatisch in politische 
Gestaltungsfähigkeit. Hierzu bedarf es 
weiterer Ressourcen, so etwa innenpoli-
tischer Stabilität, einer normativ-kultu-
rellen Ausstrahlung, des $exiblen und 
innovativen Einsatzes diplomatischer 
Instrumente und der damit verbunde-
nen Fähigkeit zur Koalitionsbildung. 
Noch scheint nicht ausgemacht, ob diese 
Elemente sich in China ebenso rasch 
entwickeln wie die sozioökonomischen 
Kenndaten. Von daher lässt sich heute 
zwar sagen, dass in zentralen Fragen des 
Weltfriedens, des Welthandels wie auch 
bei der Vermeidung und Eindämmung 
von Folgen des Klimawandels wichtige 
Maßnahmen nicht mehr ohne oder gar 
gegen die VR China getro*en werden 
können. Zugleich wird sich erst noch 
erweisen müssen, ob die chinesische 
Führung im Stande sein wird, interna-
tional tragfähige Lösungsvorschläge für 
globale Probleme vorzulegen.

Ist der Aufstieg der VR China mit 
ernstha/en sicherheitspolitischen 
Gefährdungen verbunden? Eher nein.  

Es gibt zurzeit wenig Anlass, eine direkte 
Konfrontation zwischen der nordame-
rikanischen und der aufstrebenden 
asiatischen Großmacht zu befürchten. 
Trotz deutlicher Spannungen sind die 
USA und auch das durch die Verwer-
tung seines Rohsto*reichtums wieder 
erstarkte Russland darauf bedacht, 
Kon$ikte nicht auf eine Ebene eskalieren 
zu lassen, die eine militärische Aus-
einandersetzung in den Bereich des 
Wahrscheinlichen rücken würde.

EU entgegen Unkenrufen bislang  

nicht als Verliererin zu sehen

Aus geopolitischer Sicht steht die 
Europäische Union in der veränderten 
Weltordnung zunächst nicht als 
Gewinnerin da. Betrachtet man jedoch 
Stabilität und Problemlösungskom-
petenzen, ist sie auch nicht unbedingt 
eine Verliererin. Vielmehr scheint die 
EU, allen Integrationsproblemen und 
internen Disparitäten zum Trotz, die 
Welt6nanzkrise mit überschaubaren 
Blessuren überstehen zu können. Auch 
wenn sie nicht als einheitlicher Akteur 
aufzutreten vermag, so war die Kon-
sensbildung im Vorfeld der G20-Tre*en 
im November 2008 und im April 2009 
doch beachtlich. Auch für die neuen 
Herausforderungen in der Entwick-
lungs-, Außen- und Klimapolitik scheint 
die EU nicht schlecht gewappnet. 
Prägende Initiativen, sozusagen aus der 
ersten Reihe heraus, sind zwar zunächst 
nicht zu erwarten. Dennoch kann die 
europäische Entwicklung über die Jahr-
zehnte hinweg eine Erwartungsverläss-
lichkeit reklamieren, die das Auf und 
Ab US-amerikanischer Politik ebenso 
kontrastiert wie die unsicheren Entwick-
lungen der aufsteigenden Mächte.
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Die Rolle der regionalen Vormächte

Unterhalb der Ebene von Großmächten 
und ihren unmittelbaren Heraus-
forderern hat sich eine Weltordnung der 
Schwellenländer und regionalen Vor-
mächte etabliert. Zu ihnen zählen aus 
sicherheitspolitischer Sicht insbesondere 
Brasilien, Indien, Indonesien, Südafrika 
und Nigeria. Im Nahen Osten ist die 
Lage schwerer zu bestimmen, insofern 
hier die Türkei, Ägypten, Syrien, Iran 
und Irak um Ein$uss konkurrieren. Aus 
wirtscha/licher Perspektive treten noch 
Länder wie Argentinien, Mexiko, 8ai-
land, Malaysia, Taiwan oder Singapur 
hinzu.

Die regional-, sicherheits- und ent-
wicklungspolitische Forschung hat sich 
in jüngster Zeit, gerade auch in Deutsch-
land, verstärkt mit der Rolle dieser 
regionalen Vormächte beschä/igt (Nolte 
2006; Flemes/Nolte 2008; Scholvin/
Mattes 2007). Dahinter stehen zunächst 
häu6g Vermutungen, dass regionale 
Stabilität über »Ankerländer« (Stamm 
2004) oder wirtscha/s- und sicher-
heitspolitische Hegemonen hergestellt 
werden kann. Folgerichtig wird diesen 
Staaten beim Au@au von Regional-
organisationen eine wesentliche Rolle 
zugeschrieben. Über ihre gezielte För-
derung versprechen sich die westlichen 
Industriestaaten nicht zuletzt Ent-
lastung. Zudem wird die zunehmend 
transnationale Kooperation – beispiels-
weise zwischen Brasilien, Südafrika und 
Indien – mit großem Interesse verfolgt 
(Flemes 2007a; 2007b).

Empirisch gibt es allerdings zurzeit 
nur bedingt Anhaltspunkte dafür, dass 
Stabilität und Friedenssicherung über 
regionale Großmächte garantiert wer-
den können. So engagiert sich Brasilien 
zwar mit Nachdruck bei der Stabilisie-

rungsmission der Vereinten Nationen 
in Haiti (MINUSTAH). Auch hat es mit 
der Union Südamerikanischer Nationen 
(UNASUR) die Entwicklung einer Re-
gionalorganisation forciert, die sich im 
Unterschied zur Organisation Amerika-
nischer Staaten (OAS) vom US-amerika-
nischen Ein$uss befreit. Doch gibt es 
insgesamt wenig Anhaltspunkte dafür, 
dass Brasilien seinen Weg auf die globale 
Bühne durch die verlässliche Übernah-
me von Stabilitätsfunktionen in Mittel- 
und Südamerika zu grundieren sucht 
(Flemes 2007c).

Auch Südafrika tut sich schwer, ein 
angemessenes Rollenbild zwischen 
subregionaler Hegemonialstellung und 
Zivilmachtkonzeptionen zu 6nden 
(Erdmann 2007). Die prägende Kra/ im 
südlichen Afrika war zwar mit Truppen 
u. a. in der Demokratischen Republik 
Kongo sowie in Burundi engagiert. 
Ihre sicherheitspolitischen Handlungs-
spielräume sind jedoch angesichts der 
Rivalität zu Simbabwe und aufgrund 
innenpolitischer Herausforderungen be-
grenzt. Noch problematischer stellt sich 
die Lage in Nigeria dar (Engel 2007). 
Zwar war die treibende Kra/ hinter der 
Westafrikanischen Wirtscha/sgemein-
scha/ (ECOWAS) maßgeblich bei 
Stabilisierungseinsätzen in der Region 
beteiligt. Doch kann zugleich mit gutem 
Grund gefragt werden, ob nicht die 
von erheblichen ethno-regionalen und 
religiösen Spannungen geprägte Vor-
macht selbst der größte regionale Faktor 
für Instabilität ist. Ähnliches kann 
im Raum Südostasien für Indonesien 
gelten, das vollauf damit beschä/igt ist, 
interne Kon$ikte zu bewältigen. Indien 
schließlich hat zwar eine dominierende 
Rolle in Südasien, ist jedoch seit dem 
desaströsen Engagement in Sri Lanka 
von 1987 bis 1990 äußerst zurückhaltend, 
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sich militärisch in den Nachbarstaaten 
zu engagieren.

Kurzum: Ohne die regionalen Vor-
mächte kann Sicherheitspolitik zwar 
zweifelsohne in der Welt des beginnen-
den 21. Jahrhunderts keinen Erfolg zeiti-
gen. Doch ist es zu früh, auf die großen 
Länder in den Weltregionen starke Ho*-
nungen zu setzen. In aller Regel sind sie 
aus gut kalkuliertem Eigeninteresse an 
allzu starken Verwicklungen in die Kon-
$ikte von Nachbarstaaten nicht inter-
essiert, da ein derartiges Engagement 
globale Ambitionen eher behindert als 
befördert.

Die zerfallende Peripherie: Ausgangs-

punkt für Terrorismus und Nuklear-

proliferation?

Unvollständige Staatsbildungspro-
zesse, der für schwache Staaten schwer 
zu verarbeitende Druck einer neo-
liberal geprägten Globalisierung sowie 
schließlich die nachhaltigen Gewalt-
erfahrungen der 1990er Jahre haben in 
einer nennenswerten Anzahl von 40 bis 
60 Staaten an der Peripherie des interna-
tionalen Systems zu fragiler Staatlichkeit 
geführt. Tobias Debiel, Daniel Lambach, 
Nicolas Schwank und Julia Viebach 
zeigen in ihrem Beitrag, dass nicht die 
Akkumulation von Machtressourcen 
oder kulturellen Grundierungen von 
Weltordnung in diesen Regionen als aus-
schlaggebend erscheint. Vielmehr bildet 
ein Mindestmaß an politischer Stabilität, 
Gewaltkontrolle, sozialer Grundsiche-
rung und institutioneller Leistungsfähig-
keit aus dieser Perspektive die Messlatte, 
um ihre Stellung in den Weltordnungen 
zu bestimmen. Fragile Staatlichkeit 
bedroht Grundbedingungen mensch-
licher Sicherheit in den betro*enen 

Ländern und hat grenzübergreifende 
Folgewirkungen (spill over) und Anste-
ckungse*ekte in den Nachbarstaaten. 
Wie Claus Leggewie in seinem Beitrag 
aufzeigt, sind die fragilen Staaten dabei 
auch die religiös intolerantesten (Fund 
for Peace 2007; Hudson Institute 2007) – 
ein bemerkenswerter Zusammenhang.

Es sind zudem diese Regionen fra- 
giler Staatlichkeit, in denen private Ak-
teure wie Rebellen, Warlords, ma6öse 
Netzwerke oder Jugendmilizen in Zo-
nen der Gewalt an Ein$uss gewonnen 
haben. Sie bauen Gewaltökonomien 
auf und fügen sich damit in regionale 
und globale Schattenwirtscha/en ein. 
Zugleich kommen an der Peripherie 
vermehrt auch private Sicherheits6r-
men zum Einsatz (Singer 2003; Wulf 
2005).

Auch sind fragile Staaten partiell zu 
Rückzugs- und Rekrutierungsräumen 
für terroristische Netzwerke geworden, 
so u. a. in Afghanistan, Pakistan und 
Somalia. Zugleich geht der westliche Si-
cherheitsdiskurs fehl, in diesen Ländern 
die primäre Quelle des transnationalen 
Terrorismus zu sehen. Dieser benötigt 
mitunter tragfähigere Infrastrukturen 
und rekrutiert seine Anhänger in den 
repressiven Regimen des Nahen und 
Mittleren Ostens, aber auch in den west-
lichen Industrieländern.

Eine weitere globale Gefahr, die Wei-
terverbreitung von Massenvernich-
tungswa*en, hängt durchaus mit der 
Fragilität einzelner Atommächte zusam-
men, so vor allem Nordkorea, Pakistan 
und potenziell auch Iran. Bislang gibt 
es aber nur wenig belastbare Empirie, 
um die Gefahr auch belegen zu können. 
Trotz Hinweisen, dass sich Al-Qaida in 
Afghanistan Zugang zu dual-use-Tech-
nologien verscha*en konnte (Albright 
2006, S. 1), gibt es keine Evidenz, dass 
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weltweit irgendeine Terrororganisation 
derartige Entwicklungen strategisch 
vorangetrieben und entsprechende Ka-
pazitäten aufgebaut hat. Ohne einen 
nennenswerten »Sponsor« von außen 
wäre dies in einem fragilen Land mit 
schlecht entwickelter Infrastruktur wohl 
auch kaum möglich. Eher könnten in 
ungoverned areas mit begrenztem Auf-
wand »schmutzige Wa*en« hergestellt 
werden, für die es ausreicht, radioakti-
ves Material aus anderen Anwendungs-
bereichen abzuzweigen (Neuneck 2006, 
S. 135).

Die vorgenannten Überlegungen 
deuten darauf hin, dass eher der poli-

tische Wille als fragile Staatlichkeit per 

se eine nennenswerte Gefahr für die Ver-
breitung von Massenvernichtungswa*en 
darstellt (Patrick 2006, S. 46). Denn bei 
Ländern wie Pakistan oder Nordkorea 
war die Gefahr in der Vergangenheit 
eben nicht durch eine generelle Schwä-
che des Staatsapparats bedingt. Vielmehr 
verfügen die genannten Staaten über 
durchaus e*ektive Institutionen. Von 
daher müssen bei dem Risiko der 
nuklearen Verbreitung stärker die Legi-
timität und rechtsstaatliche Kontrolle 
eines Staates im Vordergrund stehen als 
die institutionellen Kapazitäten (Debiel/
Lambach 2009).

Fazit und Ausblick

Die Welt im ersten Jahrzehnt des 21. 
Jahr hunderts ist nicht sicherer als in der 
letzten Dekade des 20. Jahrhunderts. 
Stark steigende Rüstungsausgaben in 
allen Regionen deuten auf zunehmende 
Unsicherheit und weiterhin mangelndes 
Vertrauen hin. Au*ällig ist die Dynamik, 
mit der sich weltpolitische Krä/ekon-
stellationen verändern. Sie deutet an, 
dass das zweite Jahrzehnt des neuen 
Jahrtausends multipolar geprägt sein 
wird. Allerdings ist noch nicht klar, 
inwiefern aufsteigende Krä/e ihre vor-
handene ökonomische Kra/ auch in 
die Gestaltung von Global Governance 
werden übersetzen können. Kooperative 
Weltpolitik wird aber in jedem Fall 
einen Konsens zwischen den Großmäch-
ten und möglichen Herausforderern 
benötigen, um zentralen Sicherheits-
problemen – wie der Proliferation von 
Nuklearwa*en – begegnen zu können.

Regional gibt eine Reihe von Vor-
mächten sicherheitspolitisch den Ton an. 

Zugleich zeigt eine genauere Analyse, 
dass Ho*nungen auf eine »wohlwol-
lende Hegemonie« und entsprechende 
regionale Friedensordnungen verkürzt 
sind. Zum einen ist das Interesse vieler 
dieser Staaten eher global ausgerichtet 
und eine allzu starke Verwicklung in re-
gionale Kon$iktkonstellationen poten-
ziell kontraproduktiv. Zum anderen bie-
ten einige – allen voran Nigeria – selbst 
ein nennenswertes Destabilisierungs-
potenzial. Externe Akteure sollten des-
halb vorsichtig sein, privilegierte Koope-
rationspartner unter diesen Aufsteigern 
zu suchen. Stattdessen gilt es, Unterstüt-
zungsstrategien in die Gesamtregion 
und ihre Institutionen der Kon$iktbear-
beitung einzubetten.

Damit die Welt nicht auseinander-
dri/et (Senghaas 1986), müssen die Pe-
ripherien wieder verstärkt in den Blick 
geraten, da sie für ihr gesamtes regiona-
les Umfeld einen Bedrohungsfaktor dar-
stellen. Auch kann es nicht im Interesse 
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einer wirtscha/lich und medial immer 
enger zusammenwachsenden Welt sein, 
dauerha/ und mit zweifelha/en Mitteln 
an Symptomen von Instabilität zu ku-
rieren. Gefordert sind stattdessen ent-

schlossene entwicklungs- und sicher-
heitspolitische Bemühungen, die ein 
Mindestmaß an Staatlichkeit und ver-
lässlichen wirtscha/lichen Entfaltungs-
möglichkeiten scha*en.
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